
A B

Nach § 9 Abs. 1 EGFGB erbt das minderjährige außer
halb der Ehe geborene Kind wie ein eheliches Kind 
nach seinem Vater und seinen Großeltern väterlicher
seits. Nach dem Erblasser A werden somit seine Ehe
frau B, das außerhalb der Ehe geborene Kind C und 
die Kinder D und E gesetzliche Erben zu je einem 
Viertel des Nachlasses. Ist das Kind C jedoch voll
jährig, erbt es nur dann, wenn die Voraussetzungen 
des § 9 Abs. 2 EGFGB vorliegen.
Das volljährige außerhalb der Ehe geborene Kind, bei 
dem die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 EGFGB nicht 
vorliegen, hat jedoch nach § 9 Abs. 3 EGFGB ein Erb
recht, wenn beim Tode seines Vaters dessen Ehefrau, 
Eltern, während der Ehe geborene Kinder und deren 
Abkömmlinge nicht mehr leben oder das Erbrecht 
verloren haben. Lebt nur ein Elternteil, so erbt das 
Kind neben diesem.
Ist das Kind C also volljährig und treffen die Voraus
setzungen des § 9 Abs. 2 EGFGB nicht zu, so wird es 
nur dann Erbe, wenn die Kinder D und E sowie die 
Enkel F, G, H, I entweder nicht mehr leben oder das 
Erbrecht verloren haben. Haben beispielsweise die 
Kinder D und E und die Enkel F und I die Erbschaft 
ausgeschlagen, so erben die Enkel G — als gleichfalls 
außerhalb der Ehe geborenes Kind des Sohnes D des 
Erblassers — und H, wenn die Voraussetzungen des 
§ 9 Abs. 1 oder 2 EGFGB hinsichtlich G vorliegen, je 
zur Hälfte des Nachlasses. Das Erbrecht des voll
jährigen außerhalb der Ehe geborenen Kindes C 
kommt dann nicht zum Zuge. Ist aber auch der 
Enkel G volljährig und treffen bei ihm die Voraus
setzungen des § 9 Abs. 2 EGFGB gleichfalls nicht zu, 
erbt der Enkel H allein.
Hinsichtlich der Großeltern väterlicherseits besteht ein 
Erbrecht des außerhalb der Ehe geborenen Kindes nach 
§ 9 Abs. 3 EGFGB überhaupt nicht.
Im Verfahren zur Erteilung eines Erbscheins nach 
einem männlichen Erblasser bzw. in den Fällen, in 
denen ein Sohn des Erblassers weggefallen ist, muß 
darauf geachtet werden, daß der Antrag auf Erteilung 
eines Erbscheins Angaben darüber enthält, ob der Erb
lasser bzw. der weggefallene Sohn des Erblassers Vater 
eines außerhalb der Ehe geborenen Kindes ist oder 
nicht. Diese Erklärung ist in die vom Antragsteller 
abzugebende eidesstattliche Versicherung mit einzu
beziehen.
In der Regel wird der Antrag auf Erteilung eines Erb
scheins nur von einem Miterben gestellt. Dieser hat 
— wenn die Voraussetzungen vorliegen — nach § 2357 
Abs. 3 BGB anzugeben, ob auch die übrigen Erben die 
Erbschaft angenommen haben. An die Kenntnis des

Antragstellers von der Annahme der Erbschaft durch 
die übrigen Erben, insbesondere durch ein außerhalb 
der Ehe geborenes erbberechtigtes Kind, müssen solche 
Anforderungen gestellt werden, daß Zweifel ausge
schlossen sind. Es ist deshalb zweckmäßig, darüber 
von Amts wegen genaue Feststellungen zu treffen; ggf. 
sind die Beteiligten zu hören.
Im Verfahren zur Erteilung eines Erbscheins auf Grund 
gesetzlicher Erbfolge ist der Nachweis zur Begründung 
des Erbrechts durch öffentliche Urkunden zu führen 
(§ 2356 BGB). Das gilt auch für den Nachweis des Erb
rechts des außerhalb der Ehe geborenen Kindes.
Schrodt hat den Begriff „Kind, das außerhalb der Ehe 
geboren wurde“ zutreffend erläutert und dargelegt, 
wodurch der Nachweis des Vater-Kind-Verhältnisses 
geführt werden kann. Dabei ist aber zu beachten, daß 
nach §§ 59, 60 FGB und § 8 Abs. 3 EGFGB die Unwirk
samkeit der Anerkennung der Vaterschaft bzw. der 
durch gerichtliche Entscheidung getroffenen Vater
schaftsfeststellung herbeigeführt werden kann. Inso
weit muß der Erbscheinsantrag Angaben darüber ent
halten, daß die Wirksamkeit der Vaterschaftsfest
stellung nicht angefochten worden ist.

Problematisch wird der Nachweis des Erbrechts jedoch 
dann sein, wenn der Vater des außerhalb der Ehe 
geborenen Kindes vor dessen Geburt oder vor An
erkennung bzw. Feststellung der Vaterschaft ver
storben ist. Der Auffassung von Schrodt, daß die Fest
stellung der Vaterschaft auch in diesen Fällen möglich 
ist, dürfte zu folgen sein. Wird in solchen Fällen von 
der Mutter oder dem Vormund des Kindes im Erb
scheinsverfahren geltend gemacht, daß zwischen dem 
Erblasser und dem außerhalb der Ehe geborenen Kind 
ein Vater-Kind-Verhältnis bestand, so hat das Staat
liche Notariat dem gesetzlichen Vertreter des Kindes 
aufzugeben, innerhalb einer bestimmten Frist gegen die 
Erben Klage auf Feststellung der Vaterschaft zu er
heben. Die Bestimmung des § 56 NotVerfO, nach der 
das Staatliche Notariat über den Antrag auf Erteilung 
des Erbscheins zu entscheiden hat, steht dem insoweit 
nicht entgegen. Ein Erbschein kann erst dann erteilt 
werden, wenn das Staatliche Notariat die zur Begrün
dung des Antrags erforderlichen- Tatsachen für fest
gestellt erachtet (§ 2359 BGB).
Da die Vaterschaftsfeststellung Voraussetzung für den 
Nachweis des Erbrechts ist, ist sie auch Voraussetzung 
für die Entscheidung des Notars über die Erteilung des 
Erbscheins. Deshalb kann der Notar in den Fällen, in 
denen ein Erbrecht des außerhalb der Ehe geborenen 
Kindes geltend gemacht wird, die Feststellung der 
Vaterschaft aber noch nicht erfolgt ist, die Entschei
dung über die Erteilung des Erbscheins bis zur Ent
scheidung über die Feststellung der Vaterschaft aus
setzen. Wird jedoch innerhalb der festgesetzten Frist 
der Nachweis der Klageerhebung nicht geführt, so 
muß der Notar über den Erbscheinsantrag entscheiden. 
Wenn jedoch nach Erteilung eines Erbscheins der 
Nachweis der Feststellung der Vaterschaft geführt und 
damit das Erbrecht des außerhalb der Ehe geborenen 
Kindes nachgewiesen wird, ist der Erbschein nach 
§ 2361 Abs. 1 BGB einzuziehen. Auf Antrag ist dann 
ein neuer Erbschein zu erteilen. Wird aber die Rich
tigkeit des Erbscheins oder die Ablehnung der Er
teilung des Erbscheins angefochten. weil unter den 
Miterben Streit über die Erbfolge besteht, ist Klage 
zu erheben.
Das gesetzliche Erbrecht des außerhalb der Ehe ge
borenen Kindes ist auch bei der Erbfolge auf Grund 
letztwilliger Verfügungen des Erblassers zu beachten. 
Hat der Erblasser seine gesetzlichen Erben ohne nähere 
Bestimmung eingesetzt (§ 2066 BGB) oder die Ein-
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